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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Januar 2022 
Für das neue Jahr bietet der Flüchtlingsrat NRW wie-
der verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen:  
 
Online-AG zur Landtagswahl 2022: „Zusammen sind 
wir nicht zu überhören!“ 
Mittwoch, 12.01.2022, 17:00 – ca. 19:00 Uhr 
 
Online-AG: Kommunale Unterbringung humaner ge-
stalten – Kommunen in die Pflicht nehmen 
Mittwoch, 19.01.2022, 17:00 – 19:00 Uhr 
 
Online-Schulung: Basisseminar Asylrecht 
Donnerstag, 20.01.2022, 17:00 – 20:00 Uhr 
 
Online-AG: Schutzsuchende in Landesunterkünften 
stärken 
Dienstag, 25.01.2022, 17:00 – 19:00 Uhr, weitere 
Termine folgen 

Online-Kurzschulung: Inhaltliche Argumentation ge-
gen Vorurteile über Flüchtlinge 
Mittwoch, 26.01.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Schulung: Die Duldung – Basics für Ehrenamt-
liche 
Montag, 31.01.2022, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats 
NRW entnommen werden. 
 
Online-Umfrage zum digitalen Veranstaltungsange-
bot des Flüchtlingsrats NRW 
Der Flüchtlingsrat NRW bietet auf seiner Website die 
Möglichkeit, im Rahmen einer Umfrage Wünsche be-
züglich der Themenwahl für digitale Veranstaltungen 
im Jahr 2022 zu äußern. Die Umfrage ist anonym und 
dauert ca. 5 Minuten.

 

 Aus aktuellem Anlass

Offener Brief: 28 Organisationen fordern von An-
gela Merkel die Aufnahme von Flüchtlingen an der 
deutsch-belarussischen Grenze 
In einem offenen Brief vom 01.12.2021 richten sich 
28 Organisationen, darunter auch die Landesflücht-
lingsräte, an die geschäftsführende Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und fordern sie dazu auf, sich in ihrer 
verbleibenden Zeit für eine sofortige Aufnahme der 
Flüchtlinge im Grenzgebiet Polen-Belarus einzuset-
zen. 
 
„Sonder-Asylrecht“ der Europäischen Kommission 
für Grenzstaaten zu Belarus 
In einem Artikel vom 02.12.2021 berichtet Pro Asyl 
über das von der Europäischen Kommission vorge-
schlagene „Sonder-Asylrecht“ für die Mitgliedstaa-
ten Polen, Lettland und Litauen an der Grenze zu 
Belarus. Mit den dargelegten Maßnahmen erlaube 
die Europäische Kommission eine massive Verschär-
fung des Asylrechts. Das „Sonder-Asylrecht“ solle zu-
nächst für sechs Monate gelten und stütze sich auf 

Artikel 78 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (AEUV), der in Absatz 3 vorsieht, 
dass der Rat auf Vorschlag der Europäischen Kom-
mission vorläufige Maßnahmen zugunsten von Mit-
gliedstaaten erlassen kann, die aufgrund eines plötz-
lichen Zustroms von Drittstaatsangehörigen in eine 
Notlage geraten sind. Die Kommission argumentiere, 
dass Litauen, Lettland und Polen mit der Umsetzung 
des gültigen EU-Rechts in der aktuellen Situation 
überfordert seien und schlägt u. a. vor, den Staaten 
aufgrund der hohen Anzahl an Asylantragstellerin-
nen vier Wochen Zeit für die Registrierung zu geben. 
Dies entspräche nach Ansicht von Pro Asyl de facto 
einer Aussetzung des Asylrechts und könne dazu 
führen, dass Registrierungen, wie 2020 in Griechen-
land, „willkürlich“ und unter „schlimmen Bedingun-
gen“ erfolgen. Zudem sei fraglich, wie nicht-re-
gistrierte Asylsuchende vor Pushbacks geschützt 
werden können. Außerdem sei vorgesehen, Grenz-
verfahren auf alle Asylsuchenden anzuwenden und 

https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-januar-2022.html
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-januar-2022.html
https://www.frnrw.de/top/online-umfrage-zum-digitalen-veranstaltungsangebot-des-fluechtlingsrats-nrw.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20211201_Offener_Brief_Aufnahme.pdf
https://www.proasyl.de/news/sonder-asylrecht-fuer-osteuropaeische-grenzstaaten/
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von vier Wochen auf bis zu vier Monate auszuwei-
ten. Dann könnten Flüchtlinge bis zu 20 Wochen in 
geschlossenen Zentren an der Grenze festgehalten 
werden.  
In einer Presseerklärung vom 02.12.2021 kritisiert 
Pro Asyl das Notfallpaket der Europäischen Kommis-
sion als „alarmierend für Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit“. Karl Kopp, Leiter der Europa-
Abteilung von Pro Asyl, sagte dazu: „Nach Monaten 
des Schweigens zu den eklatanten Völkerrechtsbrü-
chen im Grenzgebiet der EU-Mitgliedstaaten Polen, 
Litauen und Lettland bietet Brüssel den drei Grenz-
staaten nun ein schäbiges Abwehrpaket an… Die Vor-
schläge zeigen, dass die Hardliner in Europa mittler-
weile die Brüsseler Agenda bestimmen.“ 
Auch Cornelia Ernst, asyl- und migrationspolitische 
Sprecherin der Partei Die Linke im Europaparlament, 
äußerte in einer Mitteilung vom 15.12.2021 auf ih-
rer Website Kritik am Vorschlag der Europäischen 
Kommission. Dieser sei „brandgefährlich“ und stelle 
einen weiteren Schritt zur „Aushöhlung des individu-
ellen Rechts auf Asyl in Europa“ dar.  
Wie die taz am 20.12.2021 berichtete, warnte 
Dorota Dakowska, Politologin an der Sciences Po Aix 
en Provence, in einem offenen Brief, der bisher von 
über 200 Wissenschaftlerinnen aus 20 Ländern un-
terzeichnet wurde, vor dem Vorschlag der Europäi-
schen Kommission als Bedrohung für alle EU-Bürge-
rinnen, da hierdurch illegalen Maßnahmen autoritä-
rer Regierungen unterstützt würden und diesen Re-
gierungen freie Hand gegeben werde, gesetzlose Zo-
nen auf dem Kontinent zu errichten.  
 
Appell an die neue Bundesregierung: Kinder und Ju-
gendliche gehören nicht in Abschiebungshaft 
In einer Pressemitteilung des Vereins Hilfe für Men-
schen in Abschiebehaft Büren e. V. vom 08.12.2021 
wird die neue Bundesregierung anlässlich des Tags 
der Menschrechte am 10.12.2021 dazu aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, dass Kinder und Jugendliche 
nicht zum Zweck der Abschiebung inhaftiert werden 
können. Im neuen Koalitionsvertrag sei dies nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen worden. So heiße es im 
Vertrag, dass „Kinder und Jugendliche grundsätzlich 
nicht in Abschiebehaft" genommen werden sollen. 
Die Formulierung „grundsätzlich“ würde suggerie-
ren, dass Kinder und Jugendliche in Ausnahmefällen 
in Abschiebungshaft genommen werden können. Es 
bestehe die Gefahr, dass Gerichte aus der „besonde-
ren Ausnahme" eine „Ausnahme" machen und in der 

Konsequenz mehr Kinder und Jugendliche inhaftiert 
werden würden. 
 
UNHCR kritisiert Abschiebungen von Afghaninnen 
aus Pakistan, Iran und Tadschikistan 
In einem Kommentar vom 01.12.2021 auf der Web-
site des UNHCR äußert sich Indrika Ratwatte, Direk-
tor des UNHCR-Regionalbüros für Asien und den Pa-
zifik, besorgt zu den vermehrten Abschiebungen von 
Afghaninnen aus den Nachbarländern Pakistan, Iran 
und Tadschikistan. Nach Angaben lokaler Medien, 
die sich auf iranische Behörden berufen, würden täg-
lich bis zu 5.000 Afghaninnen im Iran ankommen. 
Nach Schätzungen des UNHCR seien gleichzeitig von 
August bis November 2021 täglich durchschnittlich 
3.000 Afghaninnen aus dem Iran nach Afghanistan 
abgeschoben worden. Aus Pakistan seien im Sep-
tember und Oktober ca. 1.800 Afghaninnen abge-
schoben worden. Aufgrund fehlender Dokumente 
hätten viele Schutzsuchende nicht die Möglichkeit, 
Afghanistan auf legalem Wege zu verlassen. So sei 
eine Ausreise nach Pakistan und in den Iran fast aus-
schließlich für Personen mit den erforderlichen Päs-
sen und Visa möglich. Ausnahmen würden nur ver-
einzelt für medizinische Fälle gemacht. Die Grenzen 
zu Tadschikistan und Usbekistan seien für Afghanin-
nen vollständig geschlossen. So würden viele Schutz-
suchende versuchen über „inoffizielle Kanäle“ in die 
Nachbarländer zu gelangen und seien auf diesen 
Wegen ernsthaften Gefahren, wie Erpressung, Schlä-
gen und anderer Gewalt, ausgesetzt. Der UNHCR for-
dert die Behörden dieser Länder daher auf, die Ab-
schiebung von Afghaninnen mit sofortiger Wirkung 
einzustellen. Die Länder hätten zwar das Recht ihre 
Grenzen zu kontrollieren, jedoch müssten für Men-
schen, die Schutz suchen, Ausnahmen gelten. Er ruft 
dazu auf, die humanitäre Hilfe auszuweiten und zu-
gängliche und effiziente Asylsysteme in den Ländern 
zu schaffen. 
 
Digitale Ausstattung zum Homeschooling für Flücht-
lingskinder  
Gemeinsam mit der Arbeitslosen- und Sozialhilfeini-
tiative Tacheles e. V. Wuppertal hat der Flüchtlings-
rat Berlin mit Schreiben vom 17.12.2021 den zustän-
digen Bundesarbeits- und Sozialminister Hubertus 
Heil aufgefordert, weiterhin für eine adäquate digi-
tale Ausstattung von Schülerinnen für das Home-
schooling zu sorgen. Entsprechende Beihilfen nach § 
21 Abs. 6 SGB II seien mit Auslaufen der "epidemi-

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-zu-den-vorschlaegen-der-eu-kommission-kotau-vor-den-asyl-hardlinern/
https://cornelia-ernst.eu/2021/12/brandgefaehrlicher-kommissionsvorschlag-ist-weiterer-schritt-zur-aushoehlung-des-individuellen-rechts-auf-asyl-in-europa/
https://taz.de/Offener-Brief-zur-Fluchtpolitik-der-EU/!5820776/
http://www.revuedlf.com/droit-ue/leurope-ne-doit-pas-devenir-une-zone-de-non-droit/#sdfootnote2anc
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/Verein_fordert_dass_keine_Kinder_inhaftiert_werden_duerfen.pdf
https://www.unhcr.org/dach/de/71783-geschlossene-grenzen-gefaehrden-menschen-in-afghanistan.html
https://harald-thome.de/files/pdf/redakteur/Harald_2021/Tacheles_FlueRat_digitale_Endgeraete_SGB2.pdf
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schen Lage nationaler Tragweite" am 25.11.2021 ge-
stoppt worden. Es müsse jedoch davon ausgegangen 
werden, dass es zu weiteren Quarantänen, Wechsel-
unterricht und Schließungen einzelner Klassen kom-
men werde. Zudem würden viele Schulen mittler-
weile regelhaft den Einsatz digitaler Systeme und 
Plattformen voraussetzen. Vor allem in Flüchtlings-
unterkünften sei beispielweise oft kein leistungsstar-
ker Internetzugang vorhanden. Gleichzeitig wird in 
dem Schreiben auch darum gebeten, die Höhe der 
Beihilfen an die reale Bedarfslage anzupassen. Der 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales fest-
gesetzte Betrag von 350 Euro pro Kind sei nicht aus-
reichend, um eine adäquate digitale Ausstattung zu 
gewährleisten.  
 
Erste Folgeveranstaltung zum Global Refugee Fo-
rum 
Wie einer Meldung vom 14.12.2021 auf der Website 
der UNHCR zu entnehmen ist, fand am 14. und 
15.12.2021 das erste hochrangige Folgetreffen zum 

Global Refugee Forum zwischen dem UNHCR und 
Vertreterinnen von Regierungen und Partnerorgani-
sationen statt. Während des Treffens wurden die 
globalen Fortschritte im Umgang mit Flüchtlingskri-
sen im Sinne des Global Compact on Refugees disku-
tiert. Durch die Covid-19-Pandemie seien viele Be-
mühungen zur Unterstützung der Ziele des Paktes 
und der Zusagen des Global Refugee Forums von 
2019 beeinträchtigt worden. Daher sollte das Treffen 
die Möglichkeit einer genaueren Analyse bieten. Es 
sollte außerdem nach Lösungen gesucht werden und 
neue Zusagen für Flüchtlinge und Aufnahmegemein-
schaften vor dem nächsten Global Refugee Forum im 
Jahr 2023 gemacht werden. Im Zuge des Treffens 
wurden Schlüsselthemen, wie die Reaktion auf die 
Covid-19-Pandemie, Klimamaßnahmen und Vertrei-
bung, regionale Unterstützungsplattformen sowie 
Resettlement und sichere Fluchtwege diskutiert. Ein 
Live-Stream des Treffens findet sich auf der Website 
des UNHCR.

Aus den Initiativen 

 
Gedenken an auf der Flucht verstorbene Flüchtlinge 
Wie die NRZ am 22.11.2021 berichtete, hat der 
Flüchtlingsrat Dinslaken gemeinsam mit den Dinsla-
kener Kirchengemeinden am gleichen Tag eine To-
tenlesung für auf der Flucht verstorbene Flüchtlinge 
veranstaltet. Zehn Stunden lang haben verschiedene 
Personen Namen, Alter, Herkunft und auch die To-
desursache von auf der Flucht Verstorbenen in den 
beiden Stadtkirchen vorgelesen. Die Sprecherin des 
Flüchtlingsrats Dinslaken, Bärbel Radmacher, hoffe, 
dass durch Aktionen wie die Totenlesung das Thema 

Integration auch in Dinslaken höher priorisiert 
werde.  
Der Bonner General-Anzeiger berichtete am 
15.12.2021 über eine vom Verein Ausbildung statt 
Abschiebung, der Bonner Lokalgruppen von Sea-Eye 
e. V. und der Seebrücke Bonn gemeinsam abgehal-
tene Mahnwache. Ca. 50 Teilnehmerinnen seien am 
Abend des 15.12.2021 auf dem Bonner Marktplatz 
zusammengekommen, um der 1.645 Menschen zu 
gedenken, die in diesem Jahr bei der Flucht nach Eu-
ropa im Mittelmeer ertrunken sind.

Europa 

Bericht des Anti-Folter-Komitees des Europarats zu 
kroatischen Pushbacks  
Am 03.12.2021 hat das Europäische Komitee zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) einen Be-
richt über seinen Sofortbesuch vom 10. bis zum 
14.08.2020 in Kroatien veröffentlicht. In dem Bericht 
kritisiert das CPT die gewalttätigen Pushbacks von 

Asylsuchenden an der EU-Außengrenze nach Bos-
nien und Herzegowina. Der Bericht enthält Zeugin-
nenaussagen von Flüchtlingen, die Misshandlungen 
durch kroatische Grenzbeamtinnen ausgesetzt wa-
ren. So seien Schutzsuchende teilweise nackt oder 
nur mit Unterwäsche bekleidet nach Bosnien und 
Herzegowina zurückgedrängt worden. Einige Perso-
nen hätten ausgesagt, dass sie an Händen gefesselt 

https://www.unhcr.org/dach/de/72091-erstes-hochrangiges-folgetreffen-zum-global-refugee-forum.html
https://www.unhcr.org/high-level-officials-meeting-webcast-streaming
https://www.nrz.de/staedte/dinslaken-huenxe-voerde/totenlesung-in-dinslaken-jeder-name-ist-einer-zu-viel-id233909343.html
https://ga.de/bonn/stadt-bonn/bonn-mahnwache-gedenkt-verstorbener-gefluechtete_aid-64656497
https://rm.coe.int/1680a4c199
https://rm.coe.int/1680a4c199
https://rm.coe.int/1680a4c199
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von Beamtinnen in den Grenzfluss geworfen worden 
seien. Aus dem Bericht geht ebenfalls hervor, dass es 
Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit mit der 
kroatischen Polizei an der Grenze gegeben habe. Der 
CPT-Delegation seien Informationen vorenthalten 
und der Zugang zu Dokumenten verwehrt worden.  
Wie der Spiegel am 03.12.2021 berichtete, habe die 
kroatische Regierung die Veröffentlichung des Be-
richts des CPT über Monate abgelehnt. Nur aufgrund 
eines Verstoßes der kroatischen Regierung gegen die 
Regularien des Europarats habe der Bericht letztlich 
doch veröffentlich werden können. Der Spiegel be-
richtet, dass nach Angaben von Anwohnerinnen und 
Flüchtlingen die kroatischen Behörden weiterhin ille-
gale Pushbacks durchführen und gewaltsam gegen 
Flüchtlinge an der Grenze vorgehen würden. 
 
Amnesty International: Weitere Belege für Men-
schenrechtsverbrechen gegen Flüchtlinge in Belarus 
Wie aus einer Pressemitteilung auf der Website von 
Amnesty International vom 20.12.2021 hervorgeht, 
sieht die Menschenrechtsorganisation  aufgrund von 
Befragungen von 75 Flüchtlingen, die sich zwischen 
Juli und November an den europäischen Außergren-
zen aufhielten, Menschrechtsverbrechen seitens 
belarussischer Sicherheitskräfte gegenüber Flüchtlin-
gen als belegt an. Danach seien Schutzsuchende, da-
runter auch Kinder, von belarussischen Sicherheits-
kräften mit Stöcken und Gewehrkolben geschlagen 
und mit Wachhunden bedroht worden. Markus N. 
Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in 
Deutschland, fordert von der Europäischen Union, 
für die Einhaltung der Menschenrechte und Rechts-
staatlichkeit zu sorgen. Auch an die neue Bundesre-
gierung appelliert er, sich für eine Aufhebung des 
Ausnahmezustandes in Polen einzusetzen und Hilfs-
organisationen und unabhängigen Beobachterinnen 
einen ungehinderten Zugang zu den EU-Außengren-
zen zu ermöglichen. 
 

Papst Franziskus besucht Flüchtlinge am Mittel-
meer  
Wie die Tagesschau am 03.12.2021 berichtete, habe 
Papst Franziskus bei seinem Besuch auf Zypern mit 
ungewöhnlicher Schärfe den Umgang wohlhabender 
Länder mit dem Leiden und Sterben von Flüchtlingen 
kritisiert. Das Mittelmeer habe er als „großen Fried-
hof“ bezeichnet und im Rahmen seiner Ansprache 
auch indirekt Kritik an Polens Vorgehensweisen an 
der Grenze zu Belarus geübt. Im Rahmen seiner Mit-
telmeerreise wolle Franziskus auch nach Lesbos rei-
sen, um auf die Situation der Flüchtige vor Ort auf-
merksam zu machen. 
Die Zeit berichtete am 06.12.2021 über den Besuch 
des Papstes im Flüchtlingslagers Mavrovouni auf Les-
bos, wo er auch die griechische Präsidentin Katerina 
Sakellaropoulou getroffen habe.  
 
Bootsunglücke vor nordafrikanischer Küste  
Die Tagesschau berichtete am 26.12.2021, dass nach 
Angaben des libyschen Roten Halbmondes bei einem 
Bootsunglück vor der Küste Libyens mindestens 27 
Menschen ums Leben gekommen sind. In den letz-
ten Tagen sei es zu mehreren Schiffsunglücken im 
Mittelmeer gekommen, als Flüchtlinge versuchten, 
die europäische Küste zu erreichen. Am 25.12.2021 
habe die tunesische Marine 44 Menschen gerettet, 
die nach Italien übersetzen wollten. Nach Angaben 
des tunesischen Roten Halbmondes stammt die 
überwiegende Zahl der aus Seenot befreiten Flücht-
linge aus Syrien und Mali. Die taz berichtete am 
27.12.2021, dass die zivilen Rettungsschiffe „Sea-
Watch 3“ mit 444 geretteten Flüchtlingen und die 
„Geo Barents“ mit 558 Flüchtlingen an Bord im Mit-
telmeer auf die Zuweisung eines sicheren Hafens 
warten würden. Die „Sea-Eye 4“ und die „Ocean 
Viking“ mit insgesamt mehr als 300 Flüchtlingen an 
Bord hätten an den Weihnachtsfeiertagen in Sizilien 
anlegen können. 

Deutschland

Bericht zu Menschenrechtsentwicklung in Deutsch-
land 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat im 
Dezember 2021 dem Deutschen Bundestag den 

sechsten Bericht zur Entwicklung der Mensch-
rechtssituation in Deutschland vorgelegt. In dem 
Bericht werden für den Zeitraum vom 01.07.2020 bis 
zum 30.06.2021 Felder von hoher menschenrechtli-
cher Relevanz thematisiert. Behandelt werden u.a. 

https://www.spiegel.de/ausland/kroatien-anti-folter-komitee-prangert-misshandlung-von-fluechtlingen-an-a-d907e3cf-03e5-47b5-907e-d9f421a7a01a
https://www.amnesty.de/allgemein/pressemitteilung/belarus-polen-brutale-gewalt-gegen-gefluechtete-menschen
https://www.tagesschau.de/ausland/papst-migration-appell-fluechtlinge-101.html
https://www.zeit.de/politik/ausland/2021-12/papst-franziskus-griechenland-lesbos-migration-reportage
https://www.tagesschau.de/ausland/afrika/fluechtlinge-westlibyen-101.html
https://taz.de/Sea-Watch-3-und-Geo-Barents/!5824430/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Publikationen/Menschenrechtsbericht_2021.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Publikationen/Menschenrechtsbericht_2021.pdf
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der Umgang mit Rassismus und Rechtsextremismus 
in Deutschland und der Familiennachzug bei sub-
sidiär Schutzberechtigten. Es werden Entwicklungen 
dargestellt, unter der Perspektive der Menschen-
rechte eine Analyse wichtiger politischer und gesetz-
geberischer Maßnahmen vorgenommen sowie Emp-
fehlungen formuliert. 
 
Langzeitstudie zu Gewalt gegen Flüchtlinge  
Am 16.12.2021 haben die Amadeu Antonio Stiftung 
(AAS) und Pro Asyl in einer gemeinsamen Pressemit-
teilung die Langzeitstudie „Leben in Gefahr – Ge-
walt gegen Geflüchtete in Deutschland“ vorgestellt. 
In der Studie werden flüchtlingsfeindliche Vorfälle, 
die seit 2015 fortlaufend in einer gemeinsam von 
beiden Organisationen geführten Chronik dokumen-
tiert werden, ausgewertet und in Form von Infografi-
ken aufbereitet. Die Langzeitauswertung der Vorfälle 
beleuchtet die mangelhafte Erfassung flüchtlings-
feindlicher Taten, ihre zeitliche und räumliche Ver-
teilung und formuliert auch Maßnahmen, um Hass-
gewalt gegen Flüchtlingen zu begegnen und Be-
troffene zu unterstützen.  
AAS und Pro Asyl fordern Bund und Länder dazu auf, 
eine vollständige und transparente Zählung der Ge-
walttaten gegen Flüchtlinge vorzunehmen und diese 
Daten zeitnah zu veröffentlichen. Bisher würde es 
durch die komplizierten Nachmeldeprozesse zu zeit-
lichen Verzögerungen bei der Veröffentlichung kom-
men, so dass die Taten teilweise erst zwei Jahre spä-
ter in den Statistiken erscheinen. 
 
Beschlüsse der IMK zu flüchtlingspolitischen The-
men  
Auf der Website der Innenministerkonferenz (IMK) 
sind die Beschlüsse der IMK in Stuttgart vom 01.12. 
bis zum 03.12.2021 veröffentlicht worden. Im Be-
reich Asyl und Flucht wurden insbesondere die The-
men Einschleusung von Asylsuchenden aus Belarus 
nach Deutschland, die Sekundärmigration aus Grie-
chenland, die Entwicklung der Zugänge von Asylsu-
chenden, das Thema Afghanistan in unterschiedli-
chen Facetten, die fehlende Kooperationsbereit-
schaft anderer Staaten bei der Rücknahme eigener 
Staatsangehöriger und die Verbesserung der Durch-
setzung von Ausweisungen und Abschiebungen bei 
straffälligen Ausländerinnen/Flüchtlingen und Ge-
fährderinnen erörtert. Die entsprechenden Be-
schlüsse finden sich im Dokument auf Seiten 46 bis 
Seite 54 und auf Seite 64. Bei den meisten Beschlüs-

sen werden lediglich Berichte des Bundesministeri-
ums des Innern für Bau und Heimat (BMI) zur Kennt-
nis genommen. Unter den Anlagen zu den IMK Be-
schlüssen findet sich jedoch der Abschlussbericht 
des BMI zur „Umsetzung des Zweiten Gesetzes zur 
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht“. Der 
Bericht gibt u. a. einen Überblick zu den Zielen des 
Gesetzes und umfasst eine Bewertung der Länder 
zum neuen Regelwerk, eine Zusammenfassung der 
Praxiserfahrungen, die wichtigsten Verbesserungs-
vorschläge der Länder sowie eine Analyse der Recht-
sprechung zu den jeweiligen Regelungsteilen.  
 
Pro Asyl fordert Umsetzung flüchtlingspolitischer 
Anliegen aus dem Koalitionsvertrag 
In einer Pressemitteilung vom 10.12.2021 fordert 
Pro Asyl von der neuen Bundesregierung ein 100-
Tage-Programm zur Umsetzung der wichtigsten 
flüchtlingspolitischen Anliegen aus dem Koalitions-
vertrag. Gemeinsam mit dem Forum Menschen-
rechte begrüßt Pro Asyl die Neuerungen, die die Am-
pel-Koalition zur Stärkung des Schutzes der Men-
schenrechte vorsieht und betont die Wichtigkeit des 
Schutzes gefährdeter Afghaninnen und ihrer Fami-
lien, den Zugang zu Asyl von Flüchtlingen an den EU-
Außengrenzen und eine Beschleunigung des Famili-
ennachzugs.     
Zudem fordert Pro Asyl den neuen Bundeskanzler, 
Olaf Scholz, anlässlich des EU-Gipfels in einer Presse-
mitteilung vom 16.12.2021 dazu auf, sich auch auf 
EU-Ebene für die im Koalitionsvertrag formulierten 
Ziele einzusetzen. Im Fokus stehe hier aktuell die 
Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit an den 
EU-Außengrenzen. „Wir setzen darauf, dass Kanzler 
Scholz die Nagelprobe besteht und damit beginnt, 
die anderen EU-Staaten zu überzeugen, dass Men-
schenrechte an den EU-Grenzen wieder eingehalten 
werden müssen. Es darf keine Zonen geben, in denen 
der Rechtsstaat, das Recht auf Asyl oder auch die 
Pressefreiheit außer Kraft gesetzt werden können“, 
so Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. 
 
Umfrage zur Aufnahmebereitschaft von Flüchtlin-
gen aus Belarus in Deutschland  
Die Süddeutsche Zeitung berichtete am 27.11.2021 
über die Ergebnisse einer Umfrage zur Aufnahmebe-
reitschaft der Deutschen von Flüchtlingen aus Bela-
rus, die das Meinungsforschungsinstitut YouGov im 
Auftrag der Deutschen Presse-Agentur durchgeführt 
hatte. Die repräsentative Umfrage zeige, dass 45 % 
der Deutschen gegen eine Aufnahme der Flüchtlinge 

https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/wp-content/uploads/2021/06/Leben-in-Gefahr_web.pdf
https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/wp-content/uploads/2021/06/Leben-in-Gefahr_web.pdf
https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/chronik-vorfaelle
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/202112_01-03.html
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/20211201-03/beschluesse.pdf;jsessionid=E2DBD49256801E6FDD1A8FBAFF024BFD.2_cid374?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/20211201-03/anlage-zu-top-57.pdf;jsessionid=E2DBD49256801E6FDD1A8FBAFF024BFD.2_cid374?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/20211201-03/anlage-zu-top-57.pdf;jsessionid=E2DBD49256801E6FDD1A8FBAFF024BFD.2_cid374?__blob=publicationFile&v=2
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/20211201-03/anlage-zu-top-57.pdf;jsessionid=E2DBD49256801E6FDD1A8FBAFF024BFD.2_cid374?__blob=publicationFile&v=2
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-zum-tag-der-menschenrechte-100-tage-programm-zur-umsetzung-des-koalitionsvertrags/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/erwartungen-an-olaf-scholz-zum-heutigen-eu-gipfel/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/erwartungen-an-olaf-scholz-zum-heutigen-eu-gipfel/
https://www.sueddeutsche.de/politik/belarus-fluechtlinge-deutschland-1.5474718
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von der polnisch-belarussischen Grenze seien. 21 % 
der Teilnehmerinnen würden nur dann eine Einreise 
befürworten, wenn auch andere EU-Staaten zu einer 
Aufnahme bereit wären. 18 % würden nur solche 
Flüchtlinge aufnehmen wollen, die aus Kriegsgebie-
ten stammen. Lediglich 9 % Prozent der Teilnehme-
rinnen seien für eine Aufnahme der Flüchtlinge, 
ohne diese an bestimmte Bedingungen zu knüpfen.  
7 % der Befragten äußerten keine klare Meinung. 
Am geringsten sei die Aufnahmebereitschaft bei äl-
teren Menschen zwischen 40 und 70 Jahren und An-

hängerinnen der AfD. Bei unter 30jährigen und Wäh-
lerinnen der Grünen gebe es die größte Aufnahme-
bereitschaft.  
Indes ist im Dezember die Zahl der Flüchtlinge an der 
polnisch-deutschen Grenze zurückgegangen, wie der 
Stern in einem Artikel vom 23.12.2021 berichtete. 
Laut Angaben der Bundespolizei in Pirna sind bis zum 
23.12.2021 70 Menschen registriert worden, die von 
Belarus über Polen nach Deutschland kamen. Zum 
Vergleich seien es im November noch 1099 und im 
Oktober 1794 Flüchtlinge gewesen. 

Nordrhein-Westfalen

Überlastung der Ausländerbehörden in NRW führt 
zu existentiellen Folgen für zugewanderte Men-
schen 
Wie aus einer Pressemitteilung des Flüchtlingsrats 
NRW vom 03.12.2021 hervorgeht, sind viele Auslän-
derbehörden in NRW überlastet und daher für zuge-
wanderte Menschen kaum noch erreichbar. Gründe 
seien die personelle Unterbesetzung, die pandemie-
bedingten Zugangsbeschränkungen zu den Behörden 
und die Arbeit der Sachbearbeiterinnen aus dem 
Home-Office heraus. Die Überlastung der Behörden 
führe dazu, dass aktuell in vielen Fällen anstelle von 
Aufenthaltserlaubnissen nur noch sogenannte Fikti-
onsbescheinigungen, zum Teil sogar nichtformale 
„Verlängerungszettel“ ausgestellt würden. In der 
Konsequenz würde dies dazu führen, dass manche 
zugewanderte Menschen ihren Arbeitsplatz oder 
ihre Ausbildungsstelle verlieren, keine Transferleis-
tungen mehr erhalten und in Mietschulden geraten. 
Der Flüchtlingsrat NRW fordert den Minister für Kin-
der, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes 
NRW, Dr. Joachim Stamp, dazu auf, Maßnahmen zu 
ergreifen, um den Zugang zu den Ausländerbehör-
den und eine zügige Sachbearbeitung zu gewährleis-
ten. In einem Artikel vom 05.12.2021 berichtete 
auch der WDR über die Überlastung der Ausländer-
behörden in NRW. Im Rahmen einer Recherche habe 
Westpol alle Ausländerämter in NRW zur aktuellen 
Situation befragt. Viele Behörden würden einräu-
men, dass es zurzeit bei den Verlängerungen der 
Aufenthaltstitel zu Verzögerungen kommen könne. 
Mindestens dreizehn Ausländerämter würden an-
stelle von Fiktionsbescheinigungen formlose Ersatz-
schreiben ausstellen. 

Kritik an nächtlicher Abschiebung eines alleinerzie-
henden Vaters und seiner vier Kinder  
Wie die WAZ am 16.12.2021 berichtete, haben die 
Grünen in Oberhausen wiederholt Kritik an der 
nächtlichen Abschiebung eines alleinerziehenden af-
ghanischen Vaters und seiner vier Kinder nach Kroa-
tien geübt. So habe Andras Blanke, der Vor-
standsprecher der Partei, nun personelle Konse-
quenzen in der zuständigen Oberhausener Auslän-
derbehörde gefordert. Die Partei verlange zudem die 
Rückholung der in der Nacht zum 29.11.2021 abge-
schobenen Familie. Der Anwalt der betroffenen Fa-
milie habe Klage beim Verwaltungsgericht in Düssel-
dorf eingereicht. 

Stadt Köln ist bereit, Flüchtlinge von der polnisch-
belarussischen Grenze aufzunehmen 
Wie der Kölner Stadt-Anzeiger am 14.12.2021 be-
richtete, wird sich die Stadt Köln einer Petition der 
Seebrücken anschließen, Flüchtlinge aus den Gebie-
ten an der polnisch-belarussischen und polnisch-
deutschen Grenze aufnehmen. Der Integrationsrat 
der Stadt Köln habe die Oberbürgermeisterin Hen-
riette Reker und den Rat in einem Antrag gebeten, 
sich auch medienwirksam für eine Aufnahmepolitik 
stark zu machen und sich mit anderen sicheren Hä-
fen zu verbünden. So könne gemeinsam Druck auf 
die Bundesregierung ausgeübt werden, kommunale 
Aufnahmeprogramme für geflüchtete Menschen zu 
ermöglichen. 
 
 
 

https://www.stern.de/gesellschaft/regional/im-dezember-weniger-fluechtlinge-an-der-polnischen-grenze-31450866.html
https://www.stern.de/gesellschaft/regional/im-dezember-weniger-fluechtlinge-an-der-polnischen-grenze-31450866.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/auslaenderbehoerden-in-nrw-kollabieren-fluechtlingsrat-nrw-mahnt-existentielle-folgen-fuer-zugewanderte-menschen.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/auslaenderbehoerden-in-nrw-kollabieren-fluechtlingsrat-nrw-mahnt-existentielle-folgen-fuer-zugewanderte-menschen.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/auslaenderbehoerden-am-limit-100.html
https://www.waz.de/staedte/oberhausen/naechtliche-abschiebung-gruene-wollen-personelle-konsequenzen-id234110161.html
https://www.ksta.de/koeln/gefluechtete-aus-belarus-koelner-rat-beauftragt-reker--sich-an-bundesregierung-zu-wenden-39306158?cb=1639730106852&cb=1639568861622&
https://weact.campact.de/petitions/grunes-licht-fur-aufnahme-in-koln-1?fbclid=IwAR2cFzuF48w_MmraDDlIX1iQcV5UWJClINCVAZSAQrp_odJV8U65iwXLNCM
https://weact.campact.de/petitions/grunes-licht-fur-aufnahme-in-koln-1?fbclid=IwAR2cFzuF48w_MmraDDlIX1iQcV5UWJClINCVAZSAQrp_odJV8U65iwXLNCM
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Rechtsprechung und Erlasse

EuGH: Familiennachzug eines volljährig geworde-
nen Kindes 
Auf ein Vorabentscheidungsgesuch des deutschen 
Bundesverwaltungsgerichts prüft der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in der Rechtssache C‑279/20, 
welcher Zeitpunkt bei der Ausübung des Rechts auf 
Familienzusammenführung maßgeblich ist. Zusätz-
lich fragte das Bundesverwaltungsgericht nach, wel-
che Anforderungen an das Bestehen von tatsächli-
chen familiären Bindungen zwischen einem inzwi-
schen volljährig gewordenen Kind und dem nachhol-
berechtigten Flüchtling zu stellen sind. Bei der Kläge-
rin handelt es sich um eine am 01.01.1999 geborene 
Syrerin, die seit mehreren Jahren in der Türkei lebt. 
Nach Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ihres 
Vaters im Juni 2017 in Deutschland beantragte die 
Klägerin die Erteilung eines nationalen Visums zum 
Zweck des Familiennachzugs. Das Generalkonsulat 
lehnte den Antrag mit Hinweis auf die Volljährigkeit 
der Klägerin ab. Den Schlussanträgen des Generalan-
walts am EuGH vom 16.12.2021 lässt sich entneh-
men, dass er eine solche Entscheidung für rechtswid-
rig hält. Bei der Beurteilung der Minderjährigkeit sei 
der Zeitpunkt auschlaggebend, zu dem die Flücht-
lingseigenschaft entstanden ist und nicht der, zu 
dem die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde. An-
sonsten „könnte das Recht auf Familienzusammen-
führung von zufälligen und nicht vorhersehbaren 
Umständen abhängig gemacht werden, die in vollem 
Umfang den zuständigen nationalen Behörden und 
Gerichten des betreffenden Mitgliedstaats zuzurech-
nen wären und zu großen Unterschieden bei der Be-
arbeitung von Anträgen auf Familienzusammenfüh-
rung zwischen den Mitgliedstaaten und innerhalb 
ein und desselben Mitgliedstaats führen.“ Bezüglich 
der Frage, welche Art der familiären Bindung für den 
Familiennachzug notwendig sei, hält der Generalan-
walt gelegentliche Besuche und regelmäßige Kon-
takte, die die (Wieder-)Herstellung oder (Wieder-
)Aufnahme einer familiären Bindung ermöglichen, 
für ausreichend. Der Elternteil und sein Kind seien 
nicht verpflichtet, in einem gemeinsamen Haushalt 
zusammenzuleben. 
 
 
 

EuGH: Kindergeldausschlüsse für Unionsbürgerin-
nen sind europarechtswidrig 
In seinen Schlussanträgen vom 16.12.2021 zur 
Rechtssache C‑411/20 äußert sich der Generalan-
walt am Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu der 
Frage, ob ein Kindergeldausschluss für nicht-er-
werbstätige Unionsbürgerinnen innerhalb der ersten 
drei Monate ihres Aufenthalts in einem Mitglieds-
staat europarechtskonform ist. Das Finanzgericht 
Bremen hatte ein Vorabentscheidungsgesuch an den 
EuGH gerichtet, um zu klären, ob dadurch eine Un-
gleichbehandlung vorliege, da deutsche Staatsange-
hörige, die nach einem Aufenthalt in einem anderen 
Mitgliedsstaat nach Deutschland zurückkehren, nicht 
wirtschaftlich aktiv sein müssen, um Kindergeld be-
ziehen zu können. Klägerin ist eine bulgarische Staat-
angehörige, deren Antrag auf Kindergeld von der Fa-
milienkasse Niedersachsen-Bremen abgelehnt 
wurde, da sie in den ersten drei Monaten nach der 
Begründung ihres Wohnsitzes in Deutschland keine 
inländischen Einkünfte bezogen habe. Der General-
anwalt kommt zu dem Schluss, dass ein Ausschluss 
vom Kindergeld für nicht erwerbstätige Unionsbür-
gerinnen in den ersten drei Monaten des Aufenthalts 
mit dem Gleichbehandlungsanspruch des Unions-
recht unvereinbar sei. Der Ausschluss stelle eine Dis-
kriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit dar. 
Zudem stellt der Generalanwalt in Frage, ob ein Kin-
dergeldausschluss mit Art. 7 der EU-Grund-
rechtecharta (Achtung des Privat- und Familienle-
bens) sowie mit Art. 24 Abs. 2 der EU-Grund-
rechtecharta (Vorrang des Kindeswohls) zu vereinba-
ren sei. 

BVerwG: Familienflüchtlingsschutz für subsidiär 
schutzberechtigte Angehörige der Kernfamilie 
Laut einer Pressemitteilung des Bundesverwal-
tungsgerichts (BVerwG) hat der Senat mit Urteil vom 
25.11.2021 (1 C 4.21) entschieden, dass der subsidi-
äre Schutzstatus von Eltern und Geschwistern eines 
minderjährigen Flüchtlings nicht die Zuerkennung 
von Familienflüchtlingsschutz hindert. Im verhandel-
ten Fall ging es um die Eltern bzw. Geschwister eines 
mittlerweile volljährigen syrischen Flüchtlings 
(Stammberechtigte). Die Familie hatte um Asyl nach-
gesucht, als die Stammberechtigte noch minderjäh-

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=70BAD7A5DBB5C59EAA0009C4F10A3DEF?text=&docid=251310&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1527613
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=251312&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1408374
https://www.bverwg.de/de/pm/2021/74
https://www.bverwg.de/de/pm/2021/74
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rig war. Während der Stammberechtigten nach Er-
reichen der Volljährigkeit die Flüchtlingseigenschaft 
zugesprochen wurde, war den übrigen Familienmit-
gliedern nur subsidiärer Schutz erteilt worden. Das 
BVerwG hat nun entschieden, den Familienmitglie-
dern in Anknüpfung an den Flüchtlingsstatus der 
Stammberechtigten den Flüchtlingsstatus zuzuerken-
nen. Als Begründung wird die Wahrung des Familien-
verbandes angegeben. Zudem sei es ausreichend, 
dass die Asylgesuche der Stammberechtigten und 
der Eltern bzw. Geschwister gestellt wurden, als die 
Stammberechtigte noch minderjährig war. Das Asyl-
gesuch sei im Allgemeinen ausreichend, auf die 
förmliche Asylantragstellung komme es nicht an. 

OVG Niedersachsen: Abschiebung von alleinstehen-
den, nicht vulnerablen Flüchtlingen nach Bulgarien 
zulässig 
Wie aus einer Pressemitteilung von 08.12.2021 auf 
der Website des Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgerichts (OVG) hervorgeht, hat der 10. Senat 
des OVG am 07.12.2021 mit vier Urteilen (Az.: 10 LB 
278/20, 10 LB 268/20, 10 LB 270/20 und 10 LB 
257/20) entschieden, dass alleinstehende, nicht vul-
nerable Personen, die in Bulgarien internationalen 
Schutz erhalten haben, dorthin rücküberstellt wer-
den dürfen. Danach werden in Bulgarien die Min-
destanforderungen, die in der neueren Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs festgelegt sind, 
für alleinstehende, anerkannte Schutzberechtigte er-
füllt. Auch wenn die Lebensverhältnisse in Bulgarien 
schwierig seien, sei es für gesunde und arbeitsfähige 
Schutzberechtigte möglich, für ihren Lebensunter-
halt zu sorgen und eine Unterkunft zu finden. 

VG Magdeburg: Flüchtlingsanerkennung für PKK-
Mitglied 
Das Verwaltungsgericht (VG) Magdeburg hat mit Ur-
teil vom 13.09.2021 (Az.: 7 A 482/17 MD) das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) dazu 
verpflichtet, einem kurdischen Flüchtling wegen Mit-
gliedschaft in der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) die 
Flüchtlingseigenschaft gem. § 3 Abs. 1 AsylG zuzuer-
kennen. Es könne zurzeit noch nicht mit Sicherheit 
davon ausgegangen werden, dass gegen tatsächliche 
oder potenzielle Unterstützerinnen der PKK nur mit 
rechtsstaatlichen Mitteln vorgegangen werde. Dem 
Auswärtigen Amt nach werde immer noch von Miss-
handlungen im Rahmen von Anti-Terroreinsätzen ge-
gen die PKK im Südosten der Türkei berichtet. Zu-
dem sei die Akte des Flüchtlings bei der Verhaftung 
des türkischen Vertrauensanwalts der Deutschen 
Botschaft im November 2019 in der Türkei vom tür-
kischen Geheimdienst beschlagnahmt worden. 
Dadurch sei von einer zusätzlichen Gefährdung des 
Klägers auszugehen.   
 
BMI Schreiben: Bearbeitung von Anträgen zum Fa-
miliennachzug zu Deutschen bei Krisenlagen 
Das Bundesministerium des Innern (BMI) hat in ei-
nem Schreiben vom 26.11.2021 Fallbearbeitungshin-
weise zum Familiennachzug aus Krisenregionen zu 
Deutschen am aktuellen Beispiel Äthiopiens gege-
ben. Das Schreiben richtet sich an die deutschen 
Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden. 
Eine zügige Ausreise von ausländischen Familienan-
gehörigen von Deutschen soll durch eine rasche Be-
arbeitung anhängiger oder kurzfristig gestellter Vi-
sumsanträge erleichtert werden. 

Zahlen und Statistik 

Aktuelle Zahlen zu Evakuierungen aus Afghanistan  
Am 02.12.2021 antwortete die Bundesregierung auf 
eine Schriftliche Frage der Abgeordneten Gökay 
Akbulu von der Fraktion Die Linke vom 23.11.2021 
zum aktuellen Fortschritt des Aufnahmeverfahrens 
aus Afghanistan. So sollen von Mitte Mai 2021 bis 
zum 26.11.2021 insgesamt 4.590 Ortskräfte und 
19.966 Familienangehörige eine Aufnahmezusage 
erhalten haben. Es konnten bisher aber nicht einmal 
30 % (entspricht 7.000 Personen; 1.316 Ortskräfte 
und 5.711 Familienangehörige) von ihnen nach 
Deutschland gebracht werden.  
 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für November 
2021 
Am 06.12.2021 hat das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) auf seiner Website die Asyl-
geschäftsstatistik für November 2021 veröffentlicht. 
Danach sind im November insgesamt 16.520 Asyler-
stanträge gestellt worden, 24,3 % mehr als im Vor-
monat. Insgesamt sind 14.800 grenzüberschreitende 
Asylerstanträge gestellt worden. Das BAMF hat im 
selben Zeitraum über die Asylanträge von 13.010 
Personen entschieden. Die Anträge von 3.566 Perso-
nen (27,4 %) wurden abgelehnt. Anderweitig erledigt 

https://oberverwaltungsgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/ruckfuhrung-nach-bulgarien-von-alleinstehenden-nicht-vulnerablen-personen-die-in-bulgarien-internationalen-schutz-erhalten-haben-zulassig-206737.html
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.juris.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE210004248&st=ent&doctyp=juris-r&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.juris.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE210004248&st=ent&doctyp=juris-r&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.juris.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE210004248&st=ent&doctyp=juris-r&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2021/11/VG-Magdeburg_130921_VertrauensanwaltTR.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Schnellinfo/Schnellinfo_03_2019.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Schnellinfo/Schnellinfo_03_2019.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Familienzusammenfuehrung/20211203112406.pdf
https://www.linksfraktion.de/fileadmin/user_upload/PDF_Dokumente/2021/SF180_Akbulut_Stand_Aufnahmezusagen.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Asylgeschaeftsstatistik/hkl-antrags-entscheidungs-bestandsstatistik-november-2021.html?nn=284746
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Asylgeschaeftsstatistik/hkl-antrags-entscheidungs-bestandsstatistik-november-2021.html?nn=284746
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(z. B. durch Dublin-Verfahren oder Verfahrensein-
stellungen wegen Rücknahme des Asylantrages) 
wurden die Anträge von 4.309 Personen (33,1 %). 
Den Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlings-
konvention erhielten 2.891 Personen (22,2 %), 2.039 
Personen (15,7 %) einen subsidiären Schutz und 205 
Personen (1,6 %) einen Abschiebungsschutz. 
 
Wieder mehr vermisste minderjährige Flüchtlinge 
in Deutschland  
Wie der Tagesspiegel am 24.12.2021 berichtete, gal-
ten nach Angaben des Bundeskriminalamtes (BKA) 
am 01.12.2021 bundesweit 4.763 Minderjährige als 
vermisst, darunter 1.736 Flüchtlinge. Die Zahl der 
vermissten minderjährigen Flüchtlinge sei nach ei-
nem Rückgang in den letzten Jahren nun wieder an-
gestiegen, obwohl die Identifizierung minderjähriger 

Flüchtlinge durch eine Gesetzesänderung vom April 
2021 vereinfacht worden sei. Bei unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen, die älter als sechs Jahre 
sind, sei demnach nun eine vollständige erkennungs-
dienstliche Behandlung möglich, d. h., dass zu Identi-
fizierungszwecken auch Fingerabdrücke genommen 
werden können. Dies sei zuvor erst ab dem Alter von 
14 Jahren möglich gewesen. Durch die Gesetzesän-
derung sei eine genauere Erfassung der Vermissten-
fälle möglich, da so Mehrfachnennungen und dop-
pelte Registrierungen reduziert werden könnten.  
 
  
 
 
 

Materialien

Handreichung: Widerruf, Rücknahme und Erlöschen 
des Schutzstaus 
Auf der Website des Flüchtlingsrats Baden-Württem-
berg findet sich eine Handreichung (Stand: Novem-
ber 2021), in der die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen des Erlöschens, des Widerrufs und der Rück-
nahme des Schutzstatus sowie der Ablauf des Wider-
rufs- und Rücknahmeverfahrens zusammengefasst 
sind. 
 
Weltmigrationsbericht 2022 erschienen 
Die Internationale Organisation für Migration (IOM) 
hat am 01.12.2021 den Weltmigrationsbericht 2022 
(World Migration Report 2022) veröffentlicht. Der 
erste Teil des Berichts beinhalte Schlüsselinformatio-
nen zu Migration und Migrantinnen weltweit (ein-
schließlich migrationsbezogener Statistiken). Im 
zweiten Teil finde sich eine Analyse komplexer und 
aufkommender Problem im Bereich Migration. U. a. 
würden hier der Einfluss von COVID-19, Klimawan-
del, Frieden und Sicherheit, künstlicher Intelligenz 
und Menschenhandel auf Migration betrachtet. 
 
Amnesty International: Bericht zu Kriegsverbrechen 
während der Machtübernahme der Taliban 
In einer Pressemitteilung vom 15.12.2021 stellt Am-
nesty International den neu veröffentlichten Bericht 
"No Escape: War crimes and civilian harm during the 
fall of Afghanistan to the Taliban" (Stand: Dezember 
2021) vor. In dem Bericht seien Kriegsverbrechen 

während der Machtübernahme der Taliban im Au-
gust 2021 dokumentiert. Er basiere auf von Amnesty 
International im Zeitraum vom 01. bis zum 
15.08.2021 in Kabul durchgeführten Recherchen und 
Interviews, die mit Opfern und Zeuginnen von Au-
gust bis November 2021 geführt wurden. Außerdem 
seien auch Satellitenbilder, Videos und Fotos sowie 
medizinische und ballistische Informationen analy-
siert worden. Die Recherchen würden eine Reihe 
von Kriegsverbrechen, die die Taliban im Zuge des 
Machtwechsels verübten, belegen. Die Ergebnisse 
würden außerdem zeigen, dass viele Zivilistinnen 
durch die Angriffe der Taliban, der afghanischen 
Streitkräfte und des US-Militärs zu Tode gekommen 
sind. Auf der Website von Amnesty International fin-
det sich der Bericht neben Englisch auch auf Dari 
und Pashto.  
 
Bericht: Psychologische und psychiatrische Betreu-
ung von Flüchtlingen in Kroatien  
Die Schweizerische Flüchtlingshilfe (SFH) hat den Be-
richt „Situation of asylum seekers and beneficiaries 
of protection with mental health problems in 
Croatia. Report and recommendations of the Swiss 
Refugee Council.“ (Stand: Dezember 2021) veröf-
fentlicht. Wie einer Mitteilung vom 21.12.2021 auf 
der Website der Hilfsorganisation zu entnehmen ist, 
habe die SFH in diesem Bericht die Ergebnisse einer 
Untersuchung zum Zugang von Flüchtlingen zu psy-
chologischer und psychiatrischer Behandlung in Kro-

https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/panorama/mehr-als-jeder-dritte-ist-fluechtling-mehr-vermisste-minderjaehrige-in-deutschland-als-vor-einem-jahr/27923400.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/2020-11-Broschuere-Widerruf_web-1.pdf
https://publications.iom.int/books/world-migration-report-2022
https://www.amnesty.de/allgemein/pressemitteilung/afghanistan-kriegsverbrechen-durch-taliban-zivile-opfer-durch-us-militaer
https://www.amnesty.org/en/documents/asa11/5025/2021/en/
https://www.fluechtlingshilfe.ch/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dublinlaenderberichte/211220_Croatia_final.pdf
https://www.fluechtlingshilfe.ch/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dublinlaenderberichte/211220_Croatia_final.pdf
https://www.fluechtlingshilfe.ch/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dublinlaenderberichte/211220_Croatia_final.pdf
https://www.fluechtlingshilfe.ch/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dublinlaenderberichte/211220_Croatia_final.pdf
https://www.fluechtlingshilfe.ch/publikationen/news-und-stories/psychologische-und-psychiatrische-behandlung-in-kroatien
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atien zusammengetragen. Die Autorinnen des Be-
richts kämen zu dem Schluss, dass eine Betreuung 
von Flüchtlingen mit psychischen Leiden in Kroatien 
kaum verfügbar sei. Aus diesem Grund rate die SFH 
davon ab, Flüchtlingen, die auf eine psychologische 
oder psychiatrische Behandlung angewiesen sind, 
nach Kroatien zu überstellen. 
 
Infos zu Coronaregeln auf Türkisch und Arabisch  
Die Deutschlandstiftung Integration stellt gemein-
sam mit dem Projektpartner Metropol FM Informati-
onen zur Corona-Pandemie auf der türkischsprachi-
gen Website koronadur.de und der arabischsprachi-
gen Website coronaarab.com in leicht verständlicher 
Sprache bereit. Gefördert wird das Projekt durch die 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration. 
 
Pre-Studies Program für Flüchtlinge 
Das Studienkolleg der Fachhochschule des Mittel-
stands (FHM) bietet bundesweit an fünf Standorten, 
darunter Bielefeld und Frechen, das Pre-Studies Pro-
gram (PSP) Integra an. Das Programm richtet sich an 
Flüchtlinge mit ausländischer Hochschulreife, die an 
einer deutschen Hochschule ein naturwissenschaft-
lich-technisches, wirtschaftliches oder medizinisches 
Studium beginnen möchten und denen die nötigen 
Voraussetzungen (Abitur entsprechender Sekundar-
schulabschluss und Deutschkenntnisse auf C1-Ni-
veau) fehlen. Es sollten bereits Deutschkenntnisse 
auf B1- Niveau vorhanden sein. Nachweise über die 
Voraussetzungen (Zeugnisse, Zertifikate) müssen je-
doch nicht unbedingt vorliegen, da die FHM einen 
hauseigenen Test durchführt. Das PSP wird durch 
den Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) gefördert und ist für die Teilnehmerinnen 
kostenlos. Der nächste Starttermin, zu dem aktuell 
noch freie Plätze verfügbar sind, ist im Januar 2022. 
Weitere Informationen können der Website der 
FHM entnommen werden. 
 
Studienvorbereitende (Sprach-)kurse für Flüchtlinge  
Die Westfälische Hochschule bietet am Standort Gel-
senkirchen für Flüchtlinge und Migrantinnen, die 
über eine ausländische Hochschulreife und Deutsch-
kenntnisse auf dem B1-Niveau verfügen, das Pro-
gramm „International Talents“ zur Vorbereitung auf 
ein Hochschulstudium in Deutschland an. Im Rah-
men des Programms wird ein 6-monatiger Intensiv-
Sprachkurs (24 h pro Woche) und anschließend die 
Vorbereitung auf die Sprachprüfung telc C1 für den 

Hochschulzugang angeboten. Zusätzlich werden In-
formationen zum Studium in Deutschland vermittelt 
und Workshops zu Zeit- und Lernmanagement ange-
boten. Bewerbungsfrist für das Sommersemester mit 
Beginn im März 2022 ist der 03.01.2022. Weitere In-
formationen können der Website der Westfälischen 
Hochschule entnommen werden. 
 
Neues „Online-Konsulat“ des syrischen Außenmi-
nisteriums   
Wie der Website des Center for Operational Analy-
sis and Research (COAR Global Ltd.) zu entnehmen 
ist, können seit dem 25.11.2021 im Ausland lebende 
Syrerinnen über ein Online-Portal des syrischen Au-
ßenministeriums konsularische Dienste in Anspruch  
nehmen und Dokumente wie Geburts- und Heirats-
urkunden sowie Reisepässe beantragen und erneu-
ern lassen. Das Ministerium versuche so Belastungen  
und Kosten für Reisen zu Konsulaten und Botschaf-
ten zu reduzieren und konsularische Dienstleistun-
gen in Ländern anzubieten, in denen es keine syri-
sche Regierungsvertretung gibt. Außerdem habe das 
syrische Innenministerium angekündigt, Änderungen 
bei der Beschaffung von Pässen innerhalb Syriens 
vorzunehmen und einen „Sofort-Pass-Service“ einzu-
führen, über den ein Reisepass innerhalb eines Tages 
ausgestellt werden kann. Es bleibe jedoch abzuwar-
ten, wie effektiv das neue System sein wird und ob 
es zu einer spürbaren Verbesserung der Erreichbar-
keit führt. E-Governance-Systeme seien nur so gut 
wie die zugrundeliegenden Aufzeichnungen und Da-
ten, die im Falle Syriens fragmentiert und lückenhaft 
sind oder ganz fehlen. 
 
Atlas of Migration 2021 der EU-Kommission 
Der von der Europäischen Kommission herausgege-
bene Atlas of Migration 2021 (Stand: Dezember 
2021) enthält Zahlen zu Migration in 27 EU-Mit-
gliedsstaaten sowie 171 Nicht-EU-Ländern und Ge-
bieten. Außerdem wird auch der Zusammenhang 
zwischen der Covid-19-Pandemie und Migration auf-
gezeigt. Auf der Website der Europäische Kommis-
sion findet sich ein interaktives Online-Tool, das die 
neuesten verfügbaren Daten zu Migration in interak-
tiven Diagrammen anzeigt und mit dem Länder-/Ge-
bietsprofile erstellt werden können. 
 
 
 
 
 

https://koronadur.metropolfm.de/
https://coronaarab.com/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Bildung/02_Ansicht_Flyer_PSP_Integra.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Bildung/02_Ansicht_Flyer_PSP_Integra.pdf
https://www.fh-mittelstand.de/psp-integra
https://www.fh-mittelstand.de/psp-integra
https://www.w-hs.de/fileadmin/public/dokumente/studieren/International_Office/Refugees/Flyer_International_Talents_%40_WH_for_refugees.pdf
https://www.w-hs.de/fileadmin/public/dokumente/studieren/International_Office/Refugees/Flyer_International_Talents_%40_WH_for_refugees.pdf
https://www.w-hs.de/studium/internationales-und-sprachen/gefluechtete-an-der-wh/international-talents-wh-for-refugees/
https://www.w-hs.de/studium/internationales-und-sprachen/gefluechtete-an-der-wh/international-talents-wh-for-refugees/
https://coar-global.org/2021/12/13/damascus-opens-online-consulate-to-reach-syrians-abroad/
https://coar-global.org/2021/12/13/damascus-opens-online-consulate-to-reach-syrians-abroad/
https://www.ecsc-expat.sy/
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/bitstream/JRC127608/JRC127608_01.pdf
https://migration-demography-tools.jrc.ec.europa.eu/atlas-migration
https://migration-demography-tools.jrc.ec.europa.eu/atlas-migration
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Termine 

 
Online-AG, 12.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „‘Zusammen sind wir nicht zu überhören!‘ – Gemeinsame Ent-

wicklung von Forderungen zur Landtagswahl 2022“. 17:00 – ca. 19:00 Uhr. Weitere Informationen und An-

meldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

Online-AG, 19.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Kommunale Unterbringung humaner gestalten – Kommunen in 

die Pflicht nehmen“. 17:00 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

Online-Schulung, 20.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Basisseminar Asylrecht“. 17:00 – 20:00 Uhr. Weitere In-

formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

Online-AG, 25.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Schutzsuchende in Landesunterkünften stärken“. 17:00 – 19:00 

Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

Online-Vortrag, 26.01.2022: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe / Projekt UBIF an der EVH 

RWL: „Erfahrungen im Aufbau von Beschwerdestrukturen für geflüchtete Menschen in Unterkünften“. 18:00 

- 20:00 Uhr. Anmeldung unter beschwerdestelle@evh-bochum.de. 

 

Online-Kurzschulung, 26.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Inhaltliche Argumentation gegen Vorurteile über 

Flüchtlinge“. 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

Online-Schulung, 31.01.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Die Duldung – Basics für Ehrenamtliche“. 17:30 – 19:00 

Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/12012022-online-ag-zur-landtagswahl-2022-zusammen-sind-wir-nicht-zu-ueberhoeren.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/19012022-online-ag-kommunale-unterbringung-humaner-gestalten-kommunen-in-die-pflicht-nehmen-1.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/20012021-online-schulung-basisseminar-asylrecht.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/25012022-online-ag-schutzsuchende-in-landesunterkuenften-staerken.html
mailto:beschwerdestelle@evh-bochum.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/26012022-online-kurzschulung-inhaltliche-argumentation-gegen-vorurteile-ueber-fluechtlinge.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/31012022-online-schulung-die-duldung-basics-fuer-ehrenamtliche.html

